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Sehr geehrte Damen und Herren Sachverständige, 

sehr geehrte Damen und Herren Kollegen! 

 

Unter Bezugnahme auf die Kommissionsdrucksache 20(31)043 vom 10.10.2022, 
„Gleichheit der Wahl“ oder Quotenparlament und dort 6. Geschlechterquote 
(Mann/Frau) versus demokratisches Wahlsystem, insb. S. 7 der Drucksache, führe ich 
ergänzend aus: 

 

1. 

Im Zuge des deutschen Einigungsprozesses von 1989 ff. kam es zu umfänglichen 
Beratungen einer gemeinsamen Verfassungskommission. Die Gemeinsame 
Verfassungskommission (GVK) wurde Ende November 1991 durch die beiden 
deutschen Gesetzgebungsorgane Bundestag und Bundesrat eingesetzt, um sich 
nach Art. 5 des Einigungsvertrages „mit den im Zusammenhang mit der deutschen 
Einigung aufgeworfenen Fragen zur Änderung oder Ergänzung des Grundgesetzes zu befassen. 
 
Dabei ging es unter anderem um eine Erweiterung der Grundrechte durch die Aufnahme von 
sogenannten Staatszielen wie Umweltschutz oder den Ausbau der Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern. Die Diskussion um die Entwicklung der Gleichberechtigung von Männern 
und Frauen war in diesem Sinn bereits in Art. 31 Abs. 1 des Einigungsvertrages zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik über die Herstellung 
der Einheit Deutschlands angelegt, indem es dort heißt, dass es die Aufgabe des 
gesamtdeutschen Gesetzgebers sei, die Gesetzgebung zur Gleichberechtigung zwischen 
Männern und Frauen weiterzuentwickeln. 
 
 
2.  
 
Die Diskussionen der GVK mündeten in einen Bericht, Bundestagsdrucksache 12/6000. 
Unter Kapitel 3, Unterpunkt 3.1. ist die Diskussion um die von der Kommission empfohlene 
und schließlich gesetzte Norm des Art. 3 Abs. 2 S. 2 GG wiedergegeben. Der GVK-
Empfehlungs- und heutige Normtext lautet: 
 
„Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die tatsächliche 
Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die 
Beseitigung bestehender Nachteile hin.“  
 
Qualitativ handelt es sich nach Diskussionsstand und Willen der GVK um eine 
Staatszielformulierung, nicht um ein Individualrecht, vgl. S. 50 o.g. BT-DS. 
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Die neue Verfassungsbestimmung sollte auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene eine 
sachgerechte Förderungspolitik zur Erreichung tatsächlicher Gleichberechtigung bewirken. 
Es bestand Übereinstimmung in der Kommission darüber, dass die 
Verfassungsbestimmung eine Frauenförderung in Gestalt sog. starrer Quoten nicht 
gestattet, vgl. S. 50 o.g. BT-DS. 
 
Im Übrigen gab es teils divergierende Meinungen, einerseits dahin, dass die neue 
Verfassungsnorm nur die Gleichheit der Ausgangschancen bringen dürfe, aber keine 
Ergebnisgleichheit. Andere leiteten daraus einen Bevorzugungsanspruch von Frauen ab, 
wenn bei gleicher Eignung und Befähigung Unterrepräsentanz der Frauen bestehe, S. 50 
o.g. BT-DS.   
 
Aus diesen und bereits anderen von mir und teils weiteren Kommissionsmitgliedern 
vorgetragen Gründen, muss es im Ergebnis den Parteien und dem politischen Wettbewerb 
überlassen bleiben,  
 
die Frauenrepräsentanz unter Beachtung des Staatsziels des Art. 3 Abs. 2 S. 2 GG zu 
regeln. 
 

 

Anlage: Auszug aus BT-DS 12/6000 

 
 

Mit freundlichen und kollegialen Grüßen 

Albrecht Glaser, MdB 

 

 






